jusline”’

»» Recht. Schnell

Sie kdnnen die QR Codes niitzen um spater wieder auf die neuste Version eines Gesetzestexts zu gelangen.

TE Bvwg Erkenntnis 2020/7/13 L515
2232639-1

JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 13.07.2020

Entscheidungsdatum

13.07.2020
Norm

AsylG 2005 8§10
AsylG 2005 83
AsylG 2005 88
BFA-VG 8§18 Abs5
B-VG Art133 Abs4
VWGVG §28 Abs1
Spruch

L515 2232639-1/3Z
L515 2232640-1/3Z
IM NAMEN DER REPUBLIK!

1.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter Gber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, vertreten durch ARGE Rechtsberatung, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur
Fremdenwesen und Asyl vom 05.06.2020, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:

A) Gemall§ 28 Abs. 1 VwGVG Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBI | 33/2013 idgF und & 18 (5) BFA-VG,BGBI | Nr. 87/2012 idgF wird
festgestellt, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid
zu recht erfolgte. Der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid wird die aufschiebende Wirkung nicht

zuerkannt.
B) Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

2.) Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. H. LEITNER als Einzelrichter Uber die Beschwerde von
XXXX , geb. XXXX , StA. Georgien, vertreten durch die Mutter, XXXX , geb. XXXX , diese vertreten durch ARGE
Rechtsberatung, gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 05.06.2020, ZI. XXXX , zu
Recht erkannt:

A) Gemall§ 28 Abs. 1 VwGVG Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz), BGBI | 33/2013 idgF und & 18 (5) BFA-VG,BGBI | Nr. 87/2012 idgF wird
festgestellt, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid
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zu recht erfolgte. Der Beschwerde gegen den angefochtenen Bescheid wird die aufschiebende Wirkung nicht
zuerkannt.

B) Die Revision ist gemal3 Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrenshergang

I.1. 1.1. Die beschwerdefiihrenden Parteien (in weiterer Folge gemal der Reihenfolge ihrer Nennung im Spruch kurz als
.bP1“und ,bP2" bezeichnet), sind Staatsangehdrige der Republik Georgien und brachten nach rechtswidriger Einreise
nach Osterreich am 31.1.2020 bei der belangten Behérde (in weiterer Folge ,bB”) Antrdge auf internationalen Schutz

ein.
I.2. Die weibliche bP1 ist die Mutter der minderjahrigen und weiblichen bP2.

bP1 brachte zusammengefasst vor, dass sie in der Vergangenheit mit dem Vater der bP2 in Lebensgemeinschaft lebte
und dieser wiederholt erhebliche Gewalt gegen die bP1 auslbte. Dartiber hinaus bendtige die bP1 medizinische
Behandlung, welche sie in Georgien nicht oder nur unzureichend erhalten wirde.

bP2 berief sich auf den Familienverband mit bP1 bzw. auf die Grinde der bP1.

I.2. Die Antrage der bP auf internationalen Schutz wurden folglich mit im Spruch genannten Bescheiden der bB gemal
8§ 3 Abs 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt (Spruchpunkt I.). Gem.8 8 Abs
1 Z 1 AsylG wurde der Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat der bP nicht
zugesprochen (Spruchpunkt I1.). Ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Grinden gemal3 § 57 wurde nicht
erteilt. Gemal 8 10 Abs. 1 Z 2 AsylGiVm § 9 BFA-VG wurde gegen die bP eine Ruckkehrentscheidung gemal3§ 52 Abs. 2
Z 2 FPG erlassen und gemalR8 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass eine Abschiebung nach Georgien gemaR8 46 FPG
zuldssig sei. Der Beschwerde wurde gem. § 18 (1) Z 1 BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt. Eine Frist zur
freiwilligen Ausreise wurde nicht gewahrt. Weiters wurde der bP gem. 8 15 (1) AsylG aufgetragen, eine im
angefochtenen Bescheid genannte, bestimmte Unterkunft zu nehmen.

Aus dem Titel des Familienverfahrens gem. 8 34 AsylG ergab sich ebenfalls kein anderslautender Bescheid.

[.2.1.Im Rahmen der Beweiswurdigung erachtete die bB das Vorbringen der bP in Bezug auf die Existenz einer
aktuellen Gefahr einer Verfolgung als nicht glaubhaft und ging davon aus, dass der georgische Staat gewillt und
befahigt ist, sie gegen Ubergriffen ihres ehemaligen Lebensgefdhrten zu schiitzen. Weiters ging die bB davon aus, dass
aktuell der Verdacht bestehe, dass in Bezug auf die bP1 ein Zervixdysplasie PAP IV vorliege. Diese Erkrankung sei in
Georgien jedoch behandelbar und fande die bP1 Zugang zum georgischen Gesundheitsweisen.

In Bezug auf die bP2 wurde im Familienverfahren in sinngemaRer Weise argumentiert, wobei in Bezug auf sie von
keiner relevanten Erkrankung ausgegangen wurde.

1.2.2. Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat der bP traf die belangte Behorde ausfuhrliche und
schlUssige Feststellungen. Aus diesen geht hervor, dass von einer unbedenklichen Sicherheitslage auszugehen ist.
Ebenso ist in Bezug auf die Lage der Menschenrechte davon auszugehen, dass sich hieraus in Bezug auf die bP ein im
Wesentlichen unbedenkliches Bild ergibt. Ebenso ist davon auszugehen, dass im Herkunftsstaat die Grundversorgung
der Bevdlkerung gesichert ist, eine soziale Absicherung auf niedrigem Niveau besteht, die medizinische
Grundversorgung flaichendeckend gewahrleistet ist, der georgische Staat im Falle der Bedurftigkeit die auf Antrag die
Kosten einer erforderlichen medizinischen Behandlung Gbernimmt, Rickkehrer mit keinen Repressalien zu rechnen
haben und in die Gesellschaft integriert werden und ein Rickkehrprogramm besteh, in dessen Rahmen Ruckkehrern
neben Beratung auch materielle Unterstitzung, wie etwa die zumindest voribergehende Unterbringung geboten wird.
Ebenso ging die bB davon aus, dass es in der Republik Georgien zu keiner unkontrollierten Ausbreitung des Virus
COVID-19 kommt und sich aus der Prasenz dieses Virus kein Rickkehrhindernis ergibt.

Zur Lage der Frauen stellte die bP fest, dass diese rechtlich mit Mannern gleichgestellt sind, es im Alltag aufgrund der
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vor allem auf dem Lande zum Teil noch verbreiteten patriarchalischen Strukturen zu Benachteiligungen von Frauen
kommen kann. In Bezug auf hausliche Gewalt existiert ein Gewaltschutzgesetz, welche ahnliche Schutzmechanismen
als die vergleichbare Osterreichische Rechtslage kennt.

Weiters ging die bB davon aus, dass es sich beim Herkunftsstaat der bP um einen sicheren Herkunftsstaat iSd& 19
BFA-VG handelt.

1.2.3. Rechtlich fuhrte die belangte Behérde aus, dass weder ein unter Art. 1 Abschnitt A Ziffer 2 der GKF noch unter§ 8
Abs. 1 AsylG zu subsumierender Sachverhalt hervorkam. Es hatten sich weiters keine Hinweise auf einen
Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswurdigen  Grinden gemaB§8 57 AsylG ergeben und stelle die
Ruckkehrentscheidung auch keinen ungerechtfertigten Eingriff in Art. 8 EMRK dar und stelle sich die Abschiebung als
zulassig dar. Da die bP aus einem sicheren Herkunftsstaat stammt, wurde der Beschwerde die aufschiebende Wirkung
aberkannt (8 18 (1) 1 BFA-VG).

I.3. Gegen den genannten Bescheid wurde mit im Akt ersichtlichen Schriftsatz innerhalb offener Frist Beschwerde
erhoben.

Im Wesentlichen wurde vorgebracht, dass die Gewaltschutzmechanismen gegen hdusliche Gewalt in Georgien nicht
effektiv umgesetzt werden. Die bP berief sich hierbei Gberwiegend auf veraltetes Quellenmaterial, welchem jedenfalls
weniger Aktualitat zukommt als jenem Quellenmaterial, welche die bB zur Entscheidungsfindung heranzog.

Ebenso sei der Gesundheitszustand der bP nicht im ausreichenden MaRRe ermittelt worden und die Schlussfolgerung,
der bP1 stiinde in Georgien ausreichende medizinische Versorgung offen, verfehlt.

Ebenso fanden die bP in Georgien keine Existenzgrundlage vor.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen (Sachverhalt)

[1.1.1. Die beschwerdeflhrende Partei

Bei den bP handelt es sich um einen im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehérige Georgier, welcher
aus einem Uberwiegend von Georgiern bewohnten Gebiet stammt und sich zum Mehrheitsglauben des Christentums
bekennen.

Zur individuellen Versorgungssituation der bP wird weiters festgestellt, dass diese in Georgien Uber eine hinreichende
Existenzgrundlage verfiigen. Bei der volljahrigen bP1 handelt es sich um einen mobilen, jingeren, nicht invaliden,
anpassungs- und, arbeitsfahigen Menschen. Einerseits stammen die bP aus einem Staat, auf dessen Territorium die
Grundversorgung der Bevolkerung gewahrleistet ist und andererseits gehdren die bP keinem Personenkreis an, von
welchem anzunehmen ist, dass sie sich in Bezug auf ihre individuelle Versorgungslage qualifiziert schutzbedurftiger
darstellt als die Ubrige Bevolkerung, welche ebenfalls fur ihre Existenzsicherung aufkommen kann. So war es den bP
auch vor dem Verlassen ihres Herkunftsstaates méglich, dort ihr Leben zu meistern.

Auch steht es der bP1 frei, eine Beschaftigung bzw. zumindest Gelegenheitsarbeiten anzunehmen oder das -wenn
auch nicht sonderlich leistungsfahige- Sozialsystem des Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen.

Ebenso kam hervor, dass die bP im Herkunftsstaat nach wie vor Uber familidare Anknipfungspunkte verfigen. Sie
stammen aus einem Kulturkreis, in dem auf den familidren Zusammenhalt und die gegenseitige Unterstltzung im
Familienkreis groBer Wert gelegt wird und kann die bP daher Unterstltzung durch ihre Familie erwarten, zumal die
Familie die bP auch vor ihrer Ausreise unterstutzte.

Darlber hinaus ist es den bP unbenommen, Rickkehrhilfe in Anspruch zu nehmen und sich im Falle der Bedirftigkeit
an eine im Herkunftsstaat karitativ tatige Organisation zu wenden und sei an dieser Stelle auch auf das staatliche
Unterstltztungsprogramm fiir Rickkehrer bzw. Opfer hauslicher Gewalt hingewiesen.

Aufgrund der oa. Ausfliihrungen ist letztlich im Rahmen einer Gesamtschau davon auszugehen, dass die bP im Falle
einer Ruckkehr in ihren Herkunftsstaat ihre dringendsten BedUrfnisse befriedigen kénnen und nicht in eine, allfallige
Anfangsschwierigkeiten Uberschreitende, dauerhaft aussichtslose Lage geraten.

Die Pflege und Obsorge der minderjahrigen bP2 ist durch deren Mutter gesichert.

Die bP méchten offensichtlich ihr kiinftiges Leben in Osterreich gestalten und halten sie sich seit etwas mehr als ein
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halbes Jahr im Bundesgebiet auf. Sie reisten rechtswidrig in das Bundesgebiet ein. Sie sind nicht selbsterhaltungsfahig
und verfugen allenfalls Gber duRRerst untergeordnete Deutschkenntnisse. Sie sind strafrechtlich unbescholten.

Die Identitat der bP steht laut bB fest.
I1.1.2. Die Lage im Herkunftsstaat im Herkunftsstaat der bP

Zur asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat schliel3t sich das ho. Gericht den schlissigen und
nachvollziehbaren Feststellungen der belangten Behorde an. Das ho. Gericht schliel3t sich insbesondere der
Einschatzung der bB an, dass die bP eine Existenzgrundlage vorfinden und Schutz vor allfillig drohenden Ubergriffen
seitens des Vaters der bP2 bei den georgischen Behorden finden wurden. So ergibt sich etwa aus dem
Landerinformationsblatt Georgien 2019 von IOM, dass ruckkehrenden Opfern von Hauslicher Gewalt in einem
Krisenzentrum untergebracht werden kénnen, wo ihnen neben Unterkunft psychologische und medizinische Hilfe und
Rechtsbeistand gewahrt wird.

Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass es sich bei Georgien um einen sicheren Herkunftsstaat gem.8 19 BFA-
VG handelt.

2. Beweiswurdigung

I1.2.1. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der aulRer Zweifel
stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein
ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.

11.2.3 Zu der getroffenen Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat herangezogen wurden, ist anzufihren, dass es sich hierbei aus der Sicht des erkennenden Gerichts um
eine ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprunges- handelt,
welche es ermoglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Die
getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter Berulcksichtigung
der Aktualitat und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer Gesamtschau
Aktualitat zu.

Die bP trat auch den Quellen und deren Kernaussagen nicht konkret und substantiiert entgegen, zumal sie sich in
Bezug auf die gegenteiligen Behauptungen Uberwiegend auf veraltetes Quellenmaterial berief und wird neuerlich
darauf hingewiesen, dass die Republik Osterreich die Republik Georgien als sicheren Herkunftsstaat im Sinne des § 19
BFA-VG betrachtet und daher von der normativen Vergewisserung der Sicherheit Georgiens auszugehen ist (vgl. Punkt
11.3.1.5.).

Die getroffenen Feststellungen, wonach rickkehrenden Opfern von Hauslicher Gewalt in einem Krisenzentrum
untergebracht werden kénnen, wo ihnen neben Unterkunft psychologische und medizinische Hilfe und Rechtsbeistand
gewahrt wird, werden vom ho. Gericht fir die bB als Spezialbehdrde und fur die bP als georgische Staatsburger als
notorisch bekannt angesehen. Sie fullen auf offentlich zugangliche Quellen (vgl. hier insbesondere das 6ffentlich
zugangliche Landerinformationsblatt IOM Georgien 2019
[https://files.returningfromgermany.de/files/CFS_2019_Georgia_DE.pdf] der auch http://atipfund.gv.ge/eng).

I.2.4. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufUhren, dass die von der belangten Behorde
vorgenommene freie Beweiswulrdigung (VwGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76; Hauer/Leukauf, Handbuch des
Osterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305) im hier dargestellten Rahmen im Sinne
der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze im Wesentlichen von ihrem objektiven Aussagekern her in sich
schlissig und stimmig ist.

Die Ausfuhrungen der bB sind fur sich als tragfahig anzusehen.
3. Rechtliche Beurteilung
[1.3.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes Verfahrensrecht, Sicherer Herkunftsstaat

11.3.1.1. GemaR § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor
dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von

Aufenthaltstiteln aus berlcksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von
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aufenthaltsbeendenden Malinahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt
werden (BFA-Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber
Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

.3.1.2. Gemdall 8 6 des Bundesgesetzes Uber die Organisation des Bundesver-waltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwGG), BGBI | 10/2013 idgF entscheidet im gegenstandlichen Fall der
Einzelrichter.

11.3.1.3. Das Verfahren vor dem ho. Gericht ist gem.8 17 VWGVG grundsatzlich das AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5
sowie des IV. Teiles und jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemaf}
anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren
angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte.

§8 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zur Gewadhrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
berlcksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen sowie zur Ausstellung von &sterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBI | 87/2012 idFBGBI | 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdorden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberthrt. Gem. 88 16
Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind fur Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22
VwWGVG nicht anzuwenden.

I1.3.1.4. Die gegenstandliche Entscheidung ist mittels Erkenntnisses zu treffen (vgl. Erk. d. VwWGH GZ. Ra 2017/19/0284
bis 0285-620. September 2017)

I.3.1.5. Gem.§ 19 Abs. 5 BFA-VG kann die Bundesregierung bestimmte Staaten durch Verordnung als sicher
Herkunftsstaaten definieren. Gemal3 §8 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF, gilt der
Herkunftsstaat der bP als sicherer Herkunftsstaat.

Auf den konkreten Einzelfall umgelegt bedeutet dies, dass im Rahmen einer verfassungs- und richtlinienkonformen
Interpretation der oa. Bestimmungen davon ausgegangen werden kann, dass sich die Bundesregierung im Rahmen
einer normativen Vergewisserung in umfassendes Bild von der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im
Herkunftsstaat der bP unter Einbeziehung der unter [1.2.3 getroffenen Ausfihrungen verschaffte und zum Schluss
kam, dass der Herkunftsstaat die unter Anhang | der RL 2013/32/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom
26.6.2013 zur gemeinsamen Verfahren fir die Zuerkennung und Aberkennung des internationalen Schutzes und den
im Erk. des VfGH vom 15.10.20014 G237/03 ua. genannten Kriterien erfullt.

Aufgrund dieser normativen Vergewisserung besteht fiir die bB bzw. das ho. Gericht die Obliegenheit zur amtswegigen
Ermittlung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage nur insoweit, als seitens der bP ein konkretes Vorbringen
erstattet wird, welches im konkreten Einzelfall gegen die Sicherheit Georgiens spricht und der bB bzw. dem ho. Gericht
im Lichte der bereits genannten Kriterien die Obliegenheit auferlegt, ein entsprechendes amtswegiges
Ermittlungsverfahren durchzufihren. Diese Obliegenheit wurde seitens der bB erfillt.

Hinsichtlich eines sicheren Herkunftsstaates iSd§ 19 BFA-VG ist im Regelfall davon auszugehen, dass die Behorden
gewillt und befahigt sind, Menschen, dies sich auf seinem Territorium aufhalten, vor Repressalien Dritter wirksam und
nachhaltig zu schitzen.

Das Vorbringen der bP war nicht geeignet, einen Sachverhalt zu bescheinigen, welcher die Annahme zuliel3e, dass ein
von der Vorbeurteilung der Sicherheit fiir den Regelfall abweichender Sachverhalt vorliegt. Die Behérde bzw. das ho.
Gericht waren in diesem Zusammenhang auch nicht verpflichtet, Asylgrinden nachzugehen, die der Antragsteller gar
nicht behauptet hat (Erk. des VfGH vom 15.10.2014 G237/03 ua mit zahlreichen wN) und liegt auch kein notorisch
bekannter Sachverhalt vor, welcher tber das Vorbringen der bP hinausgehend noch zu bertcksichtigen ware.

Zu A)

I1.3.2. Nichtzuerkennung der aufschiebenden Wirkung
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Die hier mal3geblichen Bestimmungen des8 3 AsylG lauten:
11.3.3.1. Die hier mal3geblichen Bestimmungen des§ 8 AsylG lauten:
§ 18 BFA-VG lautet:

~Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde

8 18. (1) Einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz kann
das Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkennen, wenn

1. der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat (8 19) stammt,

2. schwerwiegende Griunde die Annahme rechtfertigen, dass der Asylwerber eine Gefahr fir die 6ffentliche
Sicherheit oder Ordnung darstellt,

3. der Asylwerber das Bundesamt Uber seine wahre Identitdt, seine Staatsangehorigkeit oder die Echtheit seiner
Dokumente trotz Belehrung Uber die Folgen zu tduschen versucht hat,

4. der Asylwerber Verfolgungsgriunde nicht vorgebracht hat,
5. das Vorbringen des Asylwerbers zu seiner Bedrohungssituation offensichtlich nicht den Tatsachen entspricht,
6. gegen den Asylwerber vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine durchsetzbare

Ruckkehrentscheidung, eine durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot erlassen worden
ist, oder

7. der Asylwerber sich weigert, trotz Verpflichtung seine Fingerabdricke abnehmen zu lassen.

Hat das Bundesamt die aufschiebende Wirkung nicht aberkannt, so ist Abs. 2 auf diese Falle nicht anwendbar. Hat das
Bundesamt die aufschiebende Wirkung aberkannt, gilt dies als Aberkennung der aufschiebenden Wirkung einer
Beschwerde gegen eine mit der abweisenden Entscheidung Uber einen Antrag auf internationalen Schutz

verbundenen Riickkehrentscheidung.
(2)-(4) ...

(5) Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde, der die aufschiebende Wirkung vom Bundesamt aberkannt
wurde, binnen einer Woche ab Vorlage der Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen
ist, dass eine Zuruckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, Art. 8 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention
bedeuten wirde oder fur ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde.

(6) Ein Ablauf der Frist nach Abs. 5 steht der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nicht entgegen.

(7) Die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG sind in den Fallen der Abs. 1 bis 6 nicht anwendbar.”

Art. 8 EMRK lautet:

»(1)Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer offentlichen Behoérde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte

und Freiheiten anderer notwendig ist.”
Art. 2 EMRK lautet:

.(1) Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschitzt. Abgesehen von der Vollstreckung eines
Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten Verbrechens

ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden.

(2) Die Totung wird nicht als Verletzung dieses Artikels betrachtet, wenn sie sich aus einer unbedingt erforderlichen

Gewaltanwendung ergibt:
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Art. 3 EMRK lautet:
»Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.”

11.3.3.2. Sicherer Herkunftsstaat

Der Herkunftsstaat der bP ist gem. § 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV),BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF ein sicherer
Herkunftsstaat, weshalb der Tatbestand des 8 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG erflllt ist.

[1.3.3.3. Zur Frage einer realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK, der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13
zur Konvention oder flr die bP als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge

willktrlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes:

Folter bezeichnet jede Handlung, durch die einer Person vorsatzlich groRe kérperliche oder seelische Schmerzen oder
Leiden zugefligt werden, zum Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder ein Gestandnis zu erlangen,
um sie fir eine tatsachlich oder mutmaRlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu bestrafen, um sie oder einen
Dritten einzuschiichtern oder zu ndtigen oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art von Diskriminierung
beruhenden Grund, wenn diese Schmerzen oder Leiden von einem Angehorigen des ¢ffentlichen Dienstes oder einer
anderen in amtlicher Eigenschaft handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren ausdrtcklichem oder
stillschweigendem Einverstandnis verursacht werden. Der Ausdruck umfasst nicht Schmerzen oder Leiden, die sich
lediglich aus gesetzlich zuldssigen Sanktionen ergeben, dazu gehéren oder damit verbunden sind (Art. 1 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984).

Unter unmenschlicher Behandlung ist die vorsatzliche Verursachung intensiven Leides unterhalb der Stufe der Folter
zu verstehen (Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer, Bundesverfassungsrecht 10. Aufl. (2007), RZ 1394).

Unter einer erniedrigenden Behandlung ist die Zufugung einer Demutigung oder Entwurdigung von besonderem Grad

zu verstehen (Naher Tomasovsky, FS Funk (2003) 579; Grabenwarter, Menschenrechtskonvention 134f).

Art. 3 EMRK enthdlt keinen Gesetzesvorbehalt und umfasst jede physische Person (auch Fremde), welche sich im

Bundesgebiet aufhalt.

Eine aufenthaltsbeendende MaRnahme verletzt Art. 3 EMRK auch dann, wenn begriindete Anhaltspunkte dafur
bestehen, dass der Fremde im Zielland gefoltert oder unmenschlich behandelt wird (fur viele: VfSlg 13.314; EGMR
7.7.1989, Soering, EUGRZ 1989, 314). Die Asylbehdérde hat daher auch Umstande im Herkunftsstaat der bP zu
berticksichtigen, auch wenn diese nicht in die unmittelbare Verantwortlichkeit Osterreichs fallen. Als Ausgleich fir
diesen weiten Prufungsansatz und der absoluten Geltung dieses Grundrechts reduziert der EGMR jedoch die
Verantwortlichkeit des Staates (hier: Osterreich) dahingehend, dass er fur ein ,ausreichend reales Risiko” fur eine
Verletzung des Art. 3 EMRK eingedenk des hohen Eingriffschwellenwertes (,high threshold”) dieser Fundamentalnorm
strenge Kriterien heranzieht, wenn dem Beschwerdefall nicht die unmittelbare Verantwortung des Vertragstaates fur
einen moglichen Schaden des Betroffenen zu Grunde liegt (vgl. Karl Premissl in Migralex ,Schutz vor Abschiebung von

I

Traumatisierten in ,Dublin-Verfahren, derselbe in Migralex: ,Abschiebeschutz von Traumatisieren”; EGMR: Ovidenko
vs. Finnland; Hukic vs. Scheden, Karim, vs. Schweden, 4.7.2006, Appilic 24171/05, Goncharova & Alekseytev vs.

Schweden, 3.5.2007, Appilic 31246/06.

Der EGMR geht weiters allgemein davon aus, dass aus Art. 3 EMRK grundsatzlich kein Bleiberecht mit der Begriindung
abgeleitet werden kann, dass der Herkunftsstaat gewisse soziale, medizinische od. sonst. unterstiitzende Leistungen
nicht biete, die der Staat des gegenwartigen Aufenthaltes bietet. Nur unter auBerordentlichen, ausnahmsweise
vorliegenden Umstanden kann die Entscheidung, den Fremden auRer Landes zu schaffen, zu einer Verletzung des Art.
3 EMRK fuhren (vgl fir mehrere. z. B. Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [,St. Kitts-Fall“], oder auch
Application no. 7702/04 by SALKIC and Others against Sweden oder S.C.C. against Sweden v. 15.2.2000, 46553 / 99).

Umgelegt auf den gegenstandlichen Fall werden im Lichte der dargestellten nationalen und internationalen
Rechtsprechung folgende Uberlegungen angestellt:

Hinweise auf das Vorliegen einer allgemeinen existenzbedrohenden Notlage (allgemeine Hungersnot, Seuchen,
Naturkatastrophen oder sonstige diesen Sachverhalten gleichwertige existenzbedrohende Elementarereignisse) liegen
nicht vor, weshalb hieraus aus diesem Blickwinkel bei Berucksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Hinweis
auf das Vorliegen eines Sachverhaltes gem. Art. 2 bzw. 3 EMRK abgeleitet werden kann.
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Aufgrund der Ausgestaltung des Strafrechts des Herkunftsstaates der bP (die Todesstrafe wurde abgeschafft) scheidet
das Vorliegen einer Gefahr im Sinne des Art. 2 EMRK, oder des Protokolls Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutz
der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe aus.

Da sich der Herkunftsstaat der bP nicht im Zustand willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes befindet, kann bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen nicht festgestellt
werden, dass fur die bP als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge
willktrlicher Gewalt im Rahmen eines solchen internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes besteht. (dies kann auch
nicht in Bezug auf den innerstaatlich ungeldsten Konflikt in Bezug auf die Territorialhoheit um Abchasien bzw.

Sudossetien nicht angenommen werden).

Es kann weiters nicht festgestellt werden, dass eine nicht sanktionierte, standige Praxis grober, offenkundiger,
massenhafter Menschenrechtsverletzungen (iSd VfSlg 13.897/1994, 14.119/1995, vgl. auch Art. 3 des UN-
Ubereinkommens gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
vom 10. Dezember 1984) herrschen wirde und praktisch, jeder der sich im Hoheitsgebiet des Staates aufhalt schon
alleine aufgrund des Faktums des Aufenthaltes aufgrund der allgemeinen Lage mit maRgeblicher Wahrscheinlichkeit
damit rechnen muss, von einem unter § 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt betroffen ist.

Aus der sonstigen allgemeinen Lage im Herkunftsstaat kann ebenfalls bei Bertcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen kein Hinweis auf das Bestehen eines unter 8 8 Abs. 1 AsylG subsumierbaren Sachverhalt abgeleitet werden.

Weitere, in der Person der bP begriindete Ruckkehrhindernisse konnen bei Berlcksichtigung samtlicher bekannter
Tatsachen ebenfalls nicht festgestellt werden.

Die Zumutbarkeit der Annahme einer -ggf. auch unattraktiven- Erwerbsmaoglichkeit wurde bereits in einer Vielzahl ho.
Erkenntnisse bejaht.

Soweit die bP1 ihren Gesundheitszustand thematisiert wird festgehalten, dass nach der standigen Rechtsprechung der
Hochstgerichte im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat, in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, blof3 um
dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet. Dass
die Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, allerdings
muss der Betroffene auch tatsachlich Zugang zur notwendigen Behandlung haben, wobei die Kosten der Behandlung
und Medikamente, das Bestehen eines sozialen und familidren Netzwerks und die fir den Zugang zur Versorgung
zurlickzulegende Entfernung zu bericksichtigen sind. Nur bei Vorliegen auergewdhnlicher Umstande fuhrt die
Abschiebung zu einer Verletzung von Art. 3 EMRK. Solche liegen jedenfalls vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter
durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wurde, unter qualvollen Umstanden zu sterben, aber bereits
auch dann, wenn stichhaltige Grinde dargelegt werden, dass eine schwerkranke Person mit einem realen Risiko
konfrontiert wiirde, wegen des Fehlens angemessener Behandlung im Zielstaat der Abschiebung oder des fehlenden
Zugangs zu einer solchen Behandlung einer ernsten, raschen und unwiederbringlichen Verschlechterung ihres
Gesundheitszustands ausgesetzt zu sein, die zu intensivem Leiden oder einer erheblichen Verkirzung der
Lebenserwartung fuhrt (vgl. die Beschlisse des VwGH vom 21. Februar 2017, Ro 2016/18/0005 und Ra 2017/18/0008
bis 0009, unter Hinweis auf das Urteil des EGMR vom 13. Dezember 2016, Nr. 41738/10, Paposhvili gegen Belgien; auch
Beschluss des VWGH vom 23.3.2017, Ra 2017/20/0038; siehe auch Urteil vom 2.5.1997, EGMR 146/1996/767/964 [,St.
Kitts-Fall“]; Erk. d. VfGH 06.03.2008, ZI: B 2400/07-9). BloR spekulative Uberlegungen Uber einen fehlenden Zugang zu
medizinischer Versorgung sind ebenso unbeachtlich wie eine bloRe Minderung der Lebensqualitat bzw. eine schlichte
Verklrzung der Lebenserwartung (Urteil des EGMR (GrolRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr.
26.565/05).

Dass sich der Gesundheitszustand durch die Abschiebung verschlechtert ("mentaler Stress") ist nicht entscheidend. In
der Beschwerdesache OVDIENKO gg. Finland vom 31.05.2005, Nr. 1383/04, wurde die Abschiebung des
Beschwerdefihrers, der seit 2002 in psychiatrischer Behandlung war und der selbstmordgefahrdet ist, fur zuldssig

erklart; mentaler Stress durch eine Abschiebungsdrohung in die Ukraine ist kein ausreichendes ,real risk”.

In diesem Zusammenhang ist auch darauf hinzuweisen, dass die bP1 aus juristischer Sicht Beeintrachtigungen der
Gesundheit hinzunehmen hat, welche von Angehdrigen eines medizinischen bzw. therapeutischen Berufes jedenfalls

abzulehnen sind, namlich genau jene, welche zwar aus medizinisch-therapeutischen Sicht eine Beeintrachtigung bzw.
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ein Hindernis zur (Wieder-) herstellung der Gesundheit, aber noch keinen Eingriff in die in Art. 3 EMRK genannten
Rechte darstellen.

Im vorliegenden Fall konnten seitens der bP keine akut existenzbedrohenden Krankheitszustdnde oder Hinweise einer
unzumutbaren Verschlechterung der Krankheitszustédnde im Falle einer Uberstellung nach Georgienbelegt werden,
respektive die Notwendigkeit weitere Erhebungen seitens des Bundesverwaltungsgerichts. Im Gegenstandlichen Fall
besteht im Lichte der Berichtslage und den seitens der bB angefiihrten Beweismitel kein Hinweis, dass die bP1 vom
Zugang zu medizinsicher Versorgung in Georgien ausgeschlossen ware und bestehen auch keine Hinweise, dass die
seitens der bP1 beschriebenen Krankheiten nicht behandelbar wéaren. Auch faktisch Hindernisse, welche das Fehlen
eines Zugangs zur medizinischen Versorgung aus in der Person der bP gelegenen Umstanden bedeuten wirde, kamen
nicht hervor.

Ebenso ist davon auszugehen, dass Osterreich in der Lage ist, im Rahmen aufenthaltsbeendender Malinahmen
ausreichende medizinische Begleitmalinahmen zu setzen (VWGH 25.4.2008, 2007/20/0720 bis 0723, VfGH v. 12.6.2010,
Gz. U 613/10-10 und die bereits zitierte Judikatur; ebenso Erk. des AsylGH vom 12.3.2010, B7 232.141-3/2009/3E mwN).

Aufgrund der oa. Ausfihrungen ist davon auszugehen, dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im
gegenstandlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6
oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wiirde oder fir ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder
der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes fihrt.

11.3.3.4. Zur Frage einer realen Gefahr einer Verletzung von Art. 8 EMRK:

Bei dem Begriff ,Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK" handelt es sich nach gefestigter Ansicht der
Konventionsorgane um einen autonomen Rechtsbegriff der Konvention.

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR, Cruz Varas and others vs Sweden, 46/1990/237/307, 21.3.1991).

11.3.4.4. Im gegenstandlichen Fall halten sich die bP den bereits festgestellten Zeitraum im Bundesgebiet auf. Folg man
Chvosta, welcher, soweit ersichtlich im Schrifttum bisher unwidersprochen ausfihrte und dem sich auch das
erkennende Gericht im gegenstandlichen Fall anschlief3t, dass bei [Anm.: damals] Ausweisungen von Asylwerbern nach
10 AsylG [Anm. vgl. § 75 Abs. 23 AsylG] ab einer Verfahrensdauer von 6 Monaten jedenfalls ein Eingriff in das Privat-
und Familienleben anzunehmen sein wird, der eine VerhaltnismaRigkeitsprifung nach sich zieht (Peter Chvosta: "Die
Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK", OJZ 2007/74), ist basierend auf die getroffenen Feststellungen davon
auszugehen, dass die Ruckkehrentscheidung keinen Eingriff in das Recht auf Familienleben darstellt, jedoch einen
solchen in das Recht auf Privatleben, wenngleich dieser schon alleine durch den erst kurzen Aufenthalt und den sehr
niedrigen Integrationsgrad in Osterreich, welcher dariiber hinaus nur durch die unbegriindete Stellung eines
Asylantrages erreicht werden konnte, relativiert wird.

11.3.4.5. GemaR Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Austibung des Rechts auf das Privat-
und Familienleben nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRBnahme darstellt,
welche in einer demokratischen Gesellschaft fiir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das
wirtschaftliche Wohl des Landes, der Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen,
zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Zweifellos handelt es sich sowohl beim BFA als auch beim ho. Gericht um 6ffentliche Behorden im Sinne des Art. 8 Abs.
2 EMRK und ist der Eingriff in 8 10 AsylG gesetzlich vorgesehen.

Es ist in weiterer Folge zu prifen, ob ein Eingriff in das Recht auf Achtung der durch Art. 8 (1) EMRK geschitzten Rechte
des Beschwerdefihrers im gegenstandlichen Fall durch den Eingriffsvorbehalt des Art. 8 EMRK gedeckt ist und ein in
einer demokratischen Gesellschaft legitimes Ziel, namlich die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung iSv. Art. 8 (2)
EMRK, in verhaltnismaliger Wiese verfolgt.

11.3.4.6. Im Einzelnen ergibt sich aus einer Zusammenschau der seitens gesetzlichen Vorgaben im Lichte der Judikatur
Folgendes:

- Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt rechtswidrig war:


https://www.jusline.at/entscheidung/26178
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/75
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10

Die bP sind den bereits genannten Zeitraum in Osterreich aufhéltig. Sie reisten rechtswidrig in das Bundesgebiet ein
und konnten ihren Aufenthalt lediglich durch die Stellung eines unbegrindeten Antrags auf internationalen Schutz
vorubergehend legalisieren. Hatten sie diesen unbegrindeten Asylantrag nicht gestellt, waren sie rechtswidrig im
Bundesgebiet aufhaltig bzw. ware davon auszugehen, dass der rechtswidrige Aufenthalt bereits durch entsprechende
aufenthaltsbeendende MafBnahmen in der Vergangenheit beendet worden wdre und sie sich nicht mehr im

Bundesgebiet aufhalten wiirden.

Auch wenn weder das Gesetz noch die Judikatur eine fixe Aufenthaltsdauer nennen um diese im Lichte des Art. 8
EMRK relevant erscheinen zu lassen, ist im gegenstandlichen Fall darauf hinzuweisen, dass im gegenstandlichen Fall
vorliegende Aufenthaltsdauer viel zu kurz ist um von einer rechtlich relevanten Integration sprechen zu kénnen (ho.
Erk. 30.4.2014, L515 2006140-1; Erk. d. VwGH vom 6.11.2009, 2008/18/0720; 25.02.2010, 2010/18/0029; vgl. aber auch
zur Unbeachtlichkeit selbst hoher Integration nach dreijahrigem Aufenthalt nach rechtswidriger Einreise und negativ
entschiedenem Asylverfahren VfGH U 485/2012-15 vom 12.06.2013).

Auch wenn im Rahmen dieses Faktums entsprechend der aktuellen Judikatur zu bertcksichtigen ist, dass eine
Antragstellung vom Ausland aus nicht moglich und daher -de facto in den Uberwiegenden Fallen- eine solche erst nach
illegaler Einreise moglich ist, muss auch darauf hingewiesen werden, dass die handlungsfahigen bP die rechtswidrige
Einreise sichtlich in Umgehungsabsicht von fremden- und niederlassungsrechtlichen Vorschriften zur Stellung eines
sichtlich unbegrindeten Antrages auf internationalen Schutzes vornahm und die Behoérden wiederholt tauschten, was
wiederum sehr wohl fremdenrechtlichen Interessen, im Sinne eines VerstoRRes gegen die 6ffentliche Ordnung beruhrt.

- das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens [Privatlebens]
Die bP verfuigt Uber die bereits beschriebenen privaten Anknipfungspunkte
- die Schutzwurdigkeit des Familienlebens [Privatlebens]

Die bP begrindete ihr Privat- bzw. Familienleben an einem Zeitpunkt, als der Aufenthalt durch die Stellung eines
unbegrindeten Asylantrages voribergehend legalisiert wurde. Auch war der Aufenthalt der bP zum Zeitpunkt der
Begrindung der Anknupfungspunkte im Rahmen des Privat- und Familienlebens ungewiss und nicht dauerhaft,
sondern auf die Dauer des Asylverfahrens beschrankt. Es ist auch festzuhalten, dass die bP nicht gezwungen ist, nach
einer Ausreise die bestehenden Bindungen zur Ganze abbrechen zu mussen. So stliinde es ihr frei, diese durch
briefliche, telefonische, elektronische Kontakte oder durch gegenseitige Besuche aufrecht zu erhalten (vgl. Peter
Chvosta: ,Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 MRK", 0JZ 2007/74 mwN). Ebenso stiinde es der bP -so wie
jedem anderen Fremden auch- sich um eine legale Wiedereinreise und einen legalen Aufenthalt zu bemuhen.

Das Vorbringen der bP lasst auch erkennen, dass diese sichtlich hier auch die Sach- und Rechtslage, wonach ein
Aufenthalt in Osterreich primdr und regelmiRig unter Einhaltung der fremden- und niederlassungsrechtlichen
Bestimmungen zu begrinden und fortzusetzen ist, verkennen. Auch ergibt sich hieraus, dass beim Fehlen eines
glltigen Aufenthaltstitels den Fremden die Obliegenheit zukommt, das Bundesgebiet -namlich unverziglich- zu

verlassen.

Nur beim Vorliegen von aulRergewdhnlichen, besonders berticksichtigenden Sachverhalten kann sich ergeben, dass
den Fremden, welche rechtswidrig in das Bundesgebiet einreisten oder sich rechtswidrig in diesem aufhalten, ihre
Obliegenheit zum Verlassen des Bundesgebietes nachgesehen und ein Aufenthaltsrecht erteilt wird. Derartige
Umstande liegen im gegenstandlichen Fall nicht vor. Sollte bei den bP die gegenteilige Erwartungshaltung geweckt
wurden sein, hat das ho. Gericht dennoch im Rahmen der Gesetze (Art. 18 B-VG) entgegen dieser Erwartungshaltung
zu entscheiden.

Keinesfalls entspricht es der fremden- und aufenthaltsrechtlichen Systematik, dass das Knupfen von privaten bzw.
familiaren Anknipfungspunkten nach rechtswidriger Einreise oder wahrend eines auf einen unbegrindeten Antrag
fuBenden Asylverfahrens im Rahmen eines Automatismus zur Erteilung eines Aufenthaltstitels fiihren. Dies kann nur
ausnahmsweise in Einzelfallten, beim Vorliegen eines besonders qualifizierten Sachverhalts der Fall sein, welcher hier
bei weitem nicht vorliegt (vgl. hier etwa Erk. d. VfGH U 485/2012-15 vom 12.06.2013).

- Grad der Integration

Die volljahrigen beschwerdefilhrenden Parteien sind erst einen sehr kurzen Zeitraum in Osterreich aufhaltig, haben
hier keine qualifizierten AnknUpfungspunkte und waren im Asylverfahren nicht in der Lage, ihren Antrag ohne die



Beiziehung eines Dolmetschers zu begrinden.

Ebenso geht aus dem Akteninhalt nicht hervor, dass die volljahrigen bP selbsterhaltungsfahig ware bzw. ernsthafte
Bemuhungen zur Herstellung der Selbsterhaltungsfahigkeit unternommen hatte. Auch kann nicht festgestellt werden,
dass die Mutter der minderjahrigen bP2 im Bundesgebiet aus eigener Finanzkraft fir den Unterhalt der minderjahrige
bP2 aufkommen kénnen.

In diesem Zusammenhang sei auch auf die hochstgerichtliche Judikatur verwiesen, wonach selbst die -hier bei weitem
nicht vorhandenen- Umstande, dass selbst ein Fremder, der perfekt Deutsch spricht sowie sozial vielfaltig vernetzt und
integriert ist, Uber keine Uber das Ubliche MaR hinausgehenden Integrationsmerkmale verfligt und diesen daher nur
untergeordnete Bedeutung zukommt (Erk. d. VwGH vom 6.11.2009, 2008/18/0720; 25.02.2010, 2010/18/0029).

Zum anzunehmenden Schulbesuch von bP3 ist festzuhalten, dass dies die Erfullung einer durchsetzbaren gesetzlichen
Verpflichtung darstellt, welcher im Rahmen der Interessensabwagung nur sehr untergeordnete Bedeutung zukommt
(Erk. d. VWGH v. 26.9.2007 2006/21/0288 mwN).

- Bindungen zum Herkunftsstaat

Die bP verbrachten den Uberwiegenden Teil ihres Lebens in Georgien, wurden dort sozialisiert, gehéren der dortigen
Mehrheits- und Titularethnie an, bekennen sich zum dortigen Mehrheitsglauben und sprechen die dortige
Mehrheitssprache auf muttersprachlichem Niveau. Ebenso ist davon auszugehen, dass in Georgien Bezugspersonen
etwa im Sinne eines gewissen Freundes- bzw. Bekanntenkreises der bP existieren, da nichts darauf hindeutet, dass die
bP vor ihrer Ausreise in ihrem Herkunftsstaat in volliger sozialer Isolation gelebt hatten. Es deutet daher nichts darauf
hin, dass es den bP im Falle einer Ruickkehr in ihren Herkunftsstaat nicht moglich ware, sich in die dortige Gesellschaft

erneut zu integrieren.
- strafrechtliche Unbescholtenheit
Die bP sind strafrechtlich unbescholten.

Die Feststellung, wonach die bP strafrechtlich unbescholten sind, relativiert sich in Bezug auf die strafunmuindigen bP2
sowie durch den erst verhaltnismaRig kurzen Aufenthalt der bP und stellt darGber hinaus laut Judikatur weder eine
Starkung der personlichen Interessen noch eine Schwachung der 6ffentlichen Interessen dar (VWGH 21.1.1999, Zahl
98/18/0420). Der VWGH geht wohl davon aus, dass es von einem Fremden, welcher sich im Bundesgebiet aufhalt als
selbstverstandlich anzunehmen ist, dass er die geltenden Rechtsvorschriften einhdlt. Zu Lasten der bP ins Gewicht
fallen jedoch sehr wohl rechtskraftige Verurteilungen durch ein inlandisches Gericht (vgl. Erk. d. VwGH vom 27.2.2007,
2006/21/0164, mwN, wo dieser zum wiederholten Male klarstellt, dass das Vorliegen einer rechtskraftigen Verurteilung
den offentlichen Interessen im Sinne des Art. 8 Abs. 2 EMRK eine besondere Gewichtung zukommen I3sst).

- VerstoRe gegen die offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl- Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts

Die bP reisten rechtswidrig in das Bundesgebiet ein und verletzten die bP hierdurch das hoch einzuschatzende
Offentliche Interesse an einem geordneten Vollzug des Fremden- und Niederlassungsrecht.

- die Frage, ob das Privat- und Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren
Aufenthaltsstatus bewusst waren

Den volljshrigen bP musste bei der Antragstellung klar sein, dass der Aufenthalt in Osterreich im Falle der Abweisung
des Asylantrages nur ein voribergehender ist. Ebenso indiziert die rechtswidrige und schlepperunterstitzte Einreise
den Umstand, dass der bP die Unmdglichkeit der legalen Einreise und dauerhaften Niederlassung bewusst war, da
davon auszugehen ist, dass sie in diesem Fall diese weitaus weniger beschwerliche und kostenintensive Art der legalen
Einreise und Niederlassung gewahlt hatten.

In Bezug auf die minderjahrigen bP wird auf die bereits getroffenen Ausflihrungen zur Zurechenbarkeit des Verhaltens

ihrer Eltern verwiesen.
- Zurechenbakeit des Verhaltens der Mutter auf das Kind, Kindeswohl

Das ho. Gericht verkennt zwar nicht, dass sich die Kinder das Verhalten der Eltern im Rahmen der
Interessensabwagung gemal Ar. 8 EMRK nicht im vollen Umfang subjektiv verwerfen lassen mussen, doch ist dieses


https://www.jusline.at/entscheidung/28053
https://www.jusline.at/entscheidung/42263
https://www.jusline.at/entscheidung/29908

Verhalten in einem gewissen Umfang zurechnen lassen (Erkenntnisse des VfGH vom 12.6.2010 U 614/10, U613/10,
U615/10 ua; Erk. des VfGH B 950-954/10-08, S. 19, bzw. v. 10.03.2011, B1565/10).

Im gegenstandlichen Fall sind aufenthaltsbeendende MaBnahmen auch nicht aus dem Blickfeld des Kindeswohles
unzulassig, zumal allfallige ungunstigere Entwicklungs-bedingungen im Ausland fur sich allein noch keine Gefahrdung
des Kindeswohls begriinden, vor allem dann, wenn die Familie von dort stammt (OGH 08.07.2003, ZI. 40b146/03d
unter Verweis auf Coester in Staudinger, BGB13 8 1666 Rz 82 mwN). Zudem gehdren die soziodkonomischen
Verhaéltnisse der Eltern grundsatzlich zum Schicksal und Lebensrisiko eines Kindes (ebd.). Im gegenstandlichen Fall sind
die Eltern und die bP1 georgische Staatsbirger. Der Vater der bP1 ist in Georgien aufhéalitg und die Mutter der bP1 ist
im selben Umfang wie die bP1 selbstvon aufenthaltsbeendenden MalRnahmen bedroht.

Bei den bP1 handelt es sich um ein jingeres Kinder, welches die die soziodkonomischen Verhdltnisse der Eltern,
insbesondere der Mutter teilt, dessen Uberwiegende Anknlpfungspunkte sich aus dem Umfeld der Mutter ergibt und
kam im Verfahren auch hervor, dass sich Verwandte der bP sich sichtlich in Georgien befinden und sie dort
insbesondere Uber ihre Mutter Uber soziale Anknlipfungspunkte verfligen wird.

- moégliches Organisationsverschulden durch die handelnden Behdrden in Bezug auf die Verfahrensdauer
Ein derartiges Verschulden kann aus der Aktenlage nicht entnommen werden.
-Auswirkung der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat auf die bP

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner standigen Rechtsprechung davon aus, dass dem Art. 8 EMRK
innewohnenden Recht auf das Privat- und Familienleben auch ein Recht auf kdrperliche Unversehrtheit abzuleiten ist
(vgl. etwa Erk. d. VwWGH vom 28.6.2016, Ra 2015/21/0199-8). Vor diesem Hintergrund ist die Zulassigkeit von
aufenthaltsbeendenden MaBnahmen im Lichte des Art. 8 EMRK auch vor dem Hintergrund der Lage im Herkunftsstaat,
welche die bP im Falle einer Ruckkehr vorfindet, zu prifen, wobei bereits an dieser Stelle Art. 8 EMRK -anders als Art. 3
leg. cit.- einen Eingriffsvorbehalt kennt.

Im Rahmen der Beurteilung der allgemeinen Lage in der der Republik Georgien ist zu berucksichtigen, dass -wie bereits
mehrfach erwdhnt- gem. § 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV), BGBI. Il Nr. 177/2009 idgF, die Republik
Georgien als sicherer Herkunftsstaat gilt und ergaben sich im gegenstandlichen Fall keine Hinweise auf einen aus
diesem Blickwinkel relevanten Sachverhalt.

- weitere Erwagungen

Der EGMR wiederholt in stRsp, dass es den Vertragsstaaten zukommt, die 6ffentliche Ordnung aufrechtzuerhalten,
insb. in AusUbung ihres Rechts nach anerkanntem internationalem Recht und vorbehaltlich ihrer vertraglichen
Verpflichtungen, die Einreise und den Aufenthalt von Fremden zu regeln. Die Entscheidungen in diesem Bereich
mussen insoweit, als sie in ein durch Art. 8 (1) EMRK geschitztes Recht eingreifen, in einer demokratischen
Gesellschaft notwendig sein, dh. durch ein dringendes soziales Bediirfnis gerechtfertigt und va. dem verfolgten
legitimen Ziel gegenUber verhaltnismaRig sein.

Nach standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes kommt den Normen, die die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regeln, aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung (Artikel 8 Abs. 2
EMRK) ein hoher Stellenwert zu (VWGH 16.01.2001, ZI. 2000/18/0251, uva).

Gem. Art 8 Abs 2 EMRK ist ein Eingriff in das Grundrecht auf Privat- und/oder Familienleben zuldssig, wenn dies zur
Erreichung der in Abs 2 leg cit genannten Ziele notwendig ist. Die zitierte Vorschrift nennt als solches Ziel u.a. die
Aufrechterhaltung der o&ffentlichen Ordnung, worunter nach der Judikatur des VwWGH auch die geschriebene
Rechtsordnung zu subsumieren ist. Die fur den Aufenthalt von Fremden mafRgeblichen Vorschriften finden sich -
abgesehen von den spezifischen Regelungen des AsylG- seit 1.1.2006 nunmehr im NAG bzw. FPG.

Die geordnete Zuwanderung von Fremden ist fir die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung und diese Wertung des
Gesetzgebers geht auch aus dem Fremdenrechtspaket 2005 klar hervor. Demnach ist es gemaf3 den nun geltenden
fremdenrechtlichen Bestimmungen fur den Beschwerdeflhrer grundsatzlich nicht mehr moglich seinen Aufenthalt
vom Inland her auf Antrag zu legalisieren, da eine Erstantragsstellung fir solche Fremde nur vom Ausland aus mdoglich
ist. Im gegenstandlichen Fall ist bei BerUcksichtigung samtlicher bekannter Tatsachen kein Sachverhalt ersichtlich,
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welcher die Annahme rechtfertigen wirde, dass dem Beschwerdefihrer gem. 8 21 (2) und (3) NAG die Legalisierung
seines Aufenthaltes vom Inland aus offen steht, sodass ihn mit rechtskraftigen Abschluss des Asylverfahrens eine
unbedingte Ausreiseverpflichtung trifft, zu deren Durchsetzung es einer Ausweisung des Fremden bedarf.

Zur Gewichtung der offentlichen Interessen sei erganzend das Erkenntnis des VfGH 17. 3. 2005, G 78/04 ua erwahnt, in
dem dieser erkennt, dass auch das Gewicht der 6ffentlichen Interessen im Verhaltnis zu den Interessen des Fremden
bei der Ausweisung von Fremden, die sich etwa jahrelang legal in Osterreich aufgehalten haben, und Asylwerbern, die
an sich uber keinen Aufenthaltstitel verfigen und denen bloR wahrend des Verfahrens Abschiebeschutz zukommt,
unterschiedlich zu beurteilen sind.

Der Rechtsprechung des EGMR folgend (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00)
garantiert die Konvention Auslandern kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem bestimmten Staat. Unter
gewissen Umstanden kdnnen von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (z. B.
eine Ausweisungsentscheidung) aber auch in das nach Artikel 8 EMRK geschutzte Privatleben eines Fremden
eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréRten Teil seines Lebens in einem Gastland zugebracht
(wie im Fall SISOJEVA u.a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im
Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Ubersteigen (vgl. dazu
BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg
10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).

In seinem Erkenntnis Rodrigues da Silva and Hookkamer v. the Netherlands vom 31. Janner 2006, Zahl 50435/99 fihrte
der EGMR unter Verweis auf seine Vorjudikatur aus, dasses ua. eine wichtige Uberlegung darstellt, ob das
Familienleben zu einem Zeitpunkt entstand, an dem sich die betreffenden Personen bewusst waren, dass der
Aufenthaltsstatus eines Familienmitgliedes derart war, dass der Fortbestand des Familienlebens im Gastland vom
vornherein unsicher war. Er stellte auch fest, dass die Ausweisung eines auslandischen Familienmitgliedes in solchen
Fallen nur unter ganz speziellen Umstanden eine Verletzung von Art. 8 EMRK bewirkt.

Der GH fUhrte weiters -wiederum auf seine Vorjudikatur verweisend- aus, dass Personen, welche die Behdrden eines
Vertragsstaates ohne die geltenden Rechtsvorschriften zu erfillen, als fait accompli mit ihrem Aufenthalt
konfrontieren, grundsatzlich keinerlei Berechtigung haben, mit der Ausstellung eines Aufenthaltstitels zu rechnen.

Aufgrund der oa. Ausflihrungen ist davon auszugehen, dass im Rahmen einer Interessensabwagung iSd Art. 8 Abs. 2
EMRK die offentlichen Interessen gegenlber den privaten betrachtlich Gberwiegen, weshalb davon auszugehen ist,
dass die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung im gegenstandlichen Fall zu keiner realen Gefahr einer Verletzung
von Art. 8 EMRK fuhrt.

Im Rahmen der Umsetzung der Rickkehrentscheidung ist darauf zu achten, dass die Obsorge der minderjahrigen bP
nicht verunmoglicht wird, es sei denn, diese entziehen sich der Abschiebung.

11.3.3.5. Im Rahmen einer Gesamtbetrachtung war letztlich festzustellen, das

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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